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nicht für die Jahreshauptversammlung und die Halbjah- 
resversammlung; diese sind stets als Vollversammlung zu 
organisieren. Sind einzelne Kollektive durch Mehrschicht­
arbeit, Delegierung usw. an der Teilnahme der Vollver­
sammlung verhindert, so gestatten die Musterstatuten 
(Ziff. 62), daß die Entscheidung dieser Kollektive zu Be­
schlüssen in gesonderten Versammlungen nachgeholt wird.

Unter den neuen Bedingungen kommt regelmäßigen 
Brigade- und Abteilungsversammlungen, einer regen Kom­
missionsarbeit in den LPGs sowie der aktiven Mitarbeit 
in den verschiedensten Kooperationsräten erhöhte Bedeu­
tung zu. Hier verwirklichen die Genossenschaftsbauern 
und Arbeiter wesentlich ihre Mitwirkungsrechte. Deshalb 
widmen die Musterstatuten und Musterbetriebsordnungen 
der Ausgestaltung dieser vielgestaltigen demokratischen 
Mitwirkungsformen der Genossenschaftsbauern und Arbei­
ter größte Aufmerksamkeit

*

Für die Umsetzung der Musterstatuten und Musterbetriebs­
ordnungen der LPG Pflanzen- bzw. LPG Tierproduktion 
in die genossenschaftliche Tätigkeit tragen die örtlichen 
Volksvertretungen und ihre Organe, besonders die Räte 
der Kreise, eine große Verantwortung. Sie haben die LPGs 
bei der Erarbeitung ihrer Statuten und Betriebsordnungen

sachkundig anzuleiten, damit in diesen Dokumenten die 
Grundsätze der Agrarpolitik von Partei und Regierung 
ihren vollen Niederschlag finden. Sie müssen gewährlei­
sten, daß die LPGs in Kenntnis ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung ihre Befugnisse zur eigenverantwortlichen 
Gestaltung der Arbeits- und Lebensbedingungen richtig 
nutzen. Die Registrierung der beschlossenen Statuten 
durch den Rat des Kreises ist daher kein formaler Akt, 
sondern muß als eine wichtige politische und rechtliche 
Entscheidung durch den sozialistischen Staat verstanden 
werden. 1
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Die aktive Nutzung der rechtlichen Mittel bei der Vervoll­
kommnung der Wirtschaftstätigkeit wird unter den Be­
dingungen der sozialistischen Wirtschaft als Bestandteil 
der staatlichen Leitung der gesellschaftlichen Produktion 
angesehen, der stets die Aufmerksamkeit der KPdSU und 
der Sowjetregierung gewidmet war und ist.

Seit den ersten Dekreten der Sowjetmacht wurde eine 
zielgerichtete Einwirkung auf die Entwicklung und Stabi­
lisierung des Wirtschaftslebens unseres Landes in den 
Rechtsnormen verankert. Der Erlaß von Rechtsakten und 
Direktiven kann aber an sich noch nicht diese Aufgabe 
lösen, das Wesentliche liegt in der Durchsetzung der 
Rechtsakte.! Auch L. I. B r e s h n e w  hob in seiner Rede 
vor den Wählern des Bauman-Wahlbezirks in Moskau am
12. Juni 1970 hervor, „daß es nicht genügt, ein gutes Ge­
setz nur auszuarbeiten und zu verabschieden. Ein Gesetz 
lebt und wirkt allein dann, wenn es durchgeführt wird“.2

Somit ist die zweite wichtige Seite der rechtlichen Ein­
wirkung auf die Stabilisierung und Entwicklung der Wirt­
schaft die Gewährleistung der Gesetzlichkeit in den Wirt­
schaftsbeziehungen und die effektive Anwendung derjeni­
gen rechtlichen Normen, die die Wirtschaftsprozesse regeln.

In der gegenwärtigen Etappe der Entwicklung der so­
zialistischen Volkswirtschaft gewinnen die Fragen der Fe­
stigung der Gesetzlichkeit in der Wirtschaftstätigkeit sowie 
der einheitlichen und effektiven Rechtsanwendung beson­
dere Aktualität. Unter den Bedingungen des dynamischen 
Wachstums der Produktion, der Entwicklung der vorhan­
denen und der Bildung neuer Wirtschaftszweige sowie im 
Hinblick auf die komplizierter werdende Struktur der 
Wirtschaftsbeziehungen und die Notwendigkeit, eine hö­
here Präzision des Funktionierens aller Wirtschaftsglieder 
zu erreichen, wird die Forderung nach Bilanzierung der

Produktionspläne, gleichmäßigem Ablauf der Lieferungen, 
Vervollkommnung des Rechnungswesens, strikter Einhal­
tung der Plan-, Vertrags-, technologischen und Arbeitsdis­
ziplin immer dringlicher.

Zur Notwendigkeit, die Rechtsarbeit zu vervollkommnen

In den letzten Jahren haben die KPdSU und die Sowjet­
regierung eine. Reihe von Maßnahmen eingeleitet, damit 
das Recht auf effektivste Weise zur Lösung der Aufgaben 
beiträgt, die sich aus den wachsenden Erfordernissen der 
Wirtschaft ergeben. Einen führenden Platz nehmen dabei 
diejenigen Maßnahmen ein, die zur weiteren Verbesserung 
der Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft getroffen wurden. 
Das Zentralkomitee der KPdSU und der Ministerrat der 
UdSSR haben dazu den Beschluß Nr. 1025 vom 23. Dezem­
ber 1970 erlassen3, der die Grundlage für ein neues Her­
angehen an die rechtliche Einwirkung auf die Entwicklung 
und Festigung der gesellschaftlichen materiellen Produk­
tion bildet.

Die grundlegende Bedeutung dieses Dokuments besteht 
vor Edlem darin, daß es die Forderungen nach Vervoll­
kommnung der Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft nicht 
nur an die juristischen Kader richtet, von denen in bedeu­
tendem Maße das Niveau der rechtlichen Einwirkung auf 
die Wirtschaft abhängt, sondern vor Edlem an die Leiter 
der Volkswirtschaftszweige und deren Struktureinheiten, 
d. h. an diejenigen Personen, die für Edle Seiten der Tätig­
keit der Wirtschaftsorganisationen verantwortlich sind und 
denen es möglich ist, die Mittel des Rechts am umfassend­
sten bei der Vervollkommnung dieser Tätigkeit zu nutzen.

Eine zweite wichtige Besonderheit des Beschlusses be­
steht darin, daß mit ihm eine zentrale methodische An­
leitung der Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft eingeführt 
wurde.

Vor der Annahme dieses Dokuments wies der Stand der 
Rechtsarbeit in der Wirtschaftssphäre gewisse Mängel auf: 
Die rechtlichen Mittel spielten nicht die notwendige Rolle 
bei der Steigerung der Effektivität der gesellschaftlichen 
Produktion. Der juristische Dienst in der Volkswirtschaft


